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Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung im 
Handel sowie im Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe (Handelszählungsgesetz 1959) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 203. Sitzung am 20. März 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzent- 
wurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage t 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung im Handel sowie im Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe (Handelszählungsgesetz 1959) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes* 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Im Handel und im Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe wird eine Zählung als Bundessta- 
tistik durchgeführt. Sie umfaßt 

1. eine allgemeine Zählung {Handels- und Gast- 
stättenzählung; §§ 2 bis 5); 

2. eine repräsentative Ergänzungserhebung zur 
Handels- und Gaststättenzählung (Ergänzungs- 
erhebung; §§ 6 und 7). 


ZWEITER ABSCHNITT 

Handels- und Gaststättenzählung 

§ 2 

Die Handels- und Gaststättenzählung (§ 1 Nr. 1) 
wird im Handel mit Stichtag 30. September 1959, im 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe mit Stich- 
tag 31. August 1959 durchgeführt. 

§ 3 

(1) Die Handels- und Gaststättenzählung erfaßt 
folgende Tatbestände: 

1. die beschäftigten Personen und die ge- 
leisteten Arbeitsstunden der Teilbeschäf- 
tigten am Stichtag der Zählung oder in 
dem Monat, in dem der Stichtag der Zäh- 
lung liegt; 

2. a) den Umsatz, 

b) den Wareneingang, 

c) die Löhne, Gehälter und Sozialaufwen- 
dungen 

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, 
das dem Stichtag der Zählung vorausge- 
gangen ist; 

3. a) den Waren- und Materialbestand, 
b) die Außenstände 

am Anfang und am Ende des Kalender- 
jahres oder Geschäftsjahres, das dem 
Stichtag der Zählung vorausgegangen ist 


(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbe- 
ständen werden Angaben zur Kennzeichnung der 
Unternehmen und Betriebe erhoben, die zu einer 
zutreffenden Beurteilung der Meldepflicht und der 
statistischen Zuordnung der Unternehmen und Be- 
triebe erforderlich sind. 

§ 4 

(1) Auskunftspflichtig für die Handels- und Gast- 
stättenzählung sind 

1. die Unternehmen des Einzelhandels (ein- 
schließlich Versand-, Markt- und ambulan- 
ter Handel sowie Apotheken), 

2. die Unternehmen des Großhandels (ein- 
schließlich Einkaufs- und Verkaufsver- 
einigungen und Verlagsbuchhandel), 

3. die Unternehmen des Handelsvertreter- 
und Handelsmaklergewerbes, soweit sie 
den An- und Verkauf von Waren vermit- 
teln, 

4. die Unternehmen des Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbes. 

(2) Die Zählung erstreckt sich auch auf indu- 
strielle Unternehmen, die durch eigene, rechtlich 
unselbständige offene Verkaufsstellen eigene Er- 
zeugnisse unmittelbar an Letztverbraucher liefern. 
Sie erfaßt bei diesen Unternehmen nur die in Satz 1 
bezeichneten Verkaufsstellen und die in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und 2a und Abs. 2 bezeichneten Tatbestände. 

(3) Bei Unternehmen mit Zweigniederlassungen. 
Verkaufsfilialen und sonstigen von der Hauptnie- 
derlassung räumlich getrennt liegenden Betriebs- 
stätten sind die Auskünfte auch getrennt für die 
einzelnen Niederlassungen zu erteilen. 


§ 5 

Die Finanzämter teilen den erhebenden Stellen 
Anschrift und Gewerbekennziffer aller Unterneh- 
men im Sinne des Umsatzsteuergesetzes mit. Zur 
Feststellung der Anschriften der nach § 4 Abs. 2 
zu befragenden Unternehmen wird im Jahre 1959 
eine einmalige Befragung im Rahmen der durch das 
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 720) angeordneten Statistik 
durchgeführt. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Ergänzungserhebung 
zur Handels- und Gaststättenzählung 
(Ergänzungserhebung) 

§ 6 

Die Ergänzungserhebung erfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. a) die Umsatzstruktur, 

b) die Struktur des Wareneingangs, 

c) die Aufwendungen für Lohnaufträge und 
die Heimarbeiterentgelte 

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, das 
dem Stichtag der Zählung vorausgegangen ist; 

2. die Aktiva und Passiva nach der Einkommen- 
und Körperschaftsteuerbilanz am Anfang 
und am Ende des Kalenderjahres oder Ge- 
schäftsjahres, das dem Stichtag der Zählung 
vorausgegangen ist; 

3. die Anschaffung und den Verkauf von Anlage- 
vermögen in den Kalenderjahren 1957 und 
1958 oder in den beiden dem Stichtag der 
Zählung vorausgegangenen Geschäftsjahren. 


§ 7 

Auskunftspflichtig für die Ergänzungserhebung 
sind die in § 4 Abs. 1 bezeichneten Unternehmen. 
Die Erhebung wird bei höchstens 15 vom Hundert 
dieser Unternehmen durchgeführt. 

VIERTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zweck und Bedeutung einer Zählung im Handel 
sowie im Gaststätten- und Beherbergungsge- 
werbe 

Der Umfang und die Bedeutung des Handels und 
des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes, die 
unter Einschluß der Handelsvertreter und Handels- 
makler im Jahre 1950 (letzte Arbeitsstättenzählung) 
zusammen über 850 000 Betriebe mit nahezu 2,7 Mil- 
lionen Beschäftigten zählten, werden durch die Tat- 
sache gekennzeichnet, daß diese Wirtschaftsbereiche 
nach dem damaligen Stand etwa 40 v. H. aller in 
der Bundesrepublik bestehenden gewerblichen Ar- 
beitsstätten auf sich vereinigten, in denen etwa 
20 V. H. aller in nichtlandwirtschaftlichen Gewerben 
erwerbstätigen Personen ihren Arbeitsplatz fanden. 
Im Jahre 1956 betrug die Wertschöpfung allein 
beim Groß- und Einzelhandel nach den Berechnun- 
gen des Statistischen Bundesamtes etwa 20 Milliar- 
den DM, womit der die Verteilungswirtschaft reprä- 
sentierende Bereich im Rahmen der Gesamtauf- 
bringung des Sozialprodukts der Bundesrepublik 
nach der Industrie an zweiter Stelle steht. 

Während den an der Gestaltung der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik auf Bundes- und Landesebene be- 
teiligten Stellen für die Industrie und das Hand- 
werk — also für die Gebiete der Gütererzeugung — 
umfassendes und hinreichend zeitnahes statistisches 
Unterrichtungsmaterial voriiegt, das weitgehende 
Einblicke in die Strukturverhältnisse dieser Bereiche 
bietet, werden auf dem Gebiet der Absatzwirtschaft 
bisher nur wenige Repräsentativerhebungen in ein- 


zelnen Zweigen durchgeführt, die vornehmlich 
einer kurzfristigen Beobachtung des konjunkturel- 
len und saisonalen Geschäftsablaufs dienen. Nach- 
dem zuletzt im Jahre 1950 im Rahmen der Arbeits- 
stättenzählung für die Verteilungswirtschaft die 
Zahl der Betriebe, die Beschäftigten und der Um- 
satz ermittelt worden sind, fehlt es seitdem völlig 
an einer ausführlicheren Darstellung der Struktur- 
verhältnisse in diesen Wirtschaftsbereichen. Der 
Handel ist seitdem nicht nur in seine ihm natur- 
gemäße wirtschaftliche Betätigung hineingewachsen, 
sondern darüber hinaus in Nachholung des Vor- 
sprungs, den die Handelsunternehmen in den ande- 
ren Ländern errungen haben, zu neuen Methoden 
gekommen, die seine Struktur im gesamten grund- 
sätzlich geändert haben. Freiwillige Ketten, Werbe- 
gemeinschaften, Einkaufsverbände und Rationali- 
sierungsbestrebungen auf dem Gebiete des Groß- 
handels, Selbstbedienungssysteme, Selbstverkäuf- 
lichkeit der Ware und Neuorientierung der Sorti- 
mente im Einzelhandel bringen auch für statistische 
Erhebungen hinsichtlich der Umsatzgrößen, der Ver- 
schiebung der Umsatzgrößenklassen, der Zahl der 
Betriebe und der Beschäftigten sowie in vielen an- 
deren Beziehungen völlig neue Verhältnisse, die 
für eine richtige Orientierung von grundsätzlicher 
Bedeutung sind. Die Bundesregierung und die ge- 
setzgebenden Körperschaften schenken der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung des Mittel- 
standes ihre besondere Aufmerksamkeit. Daher ist 
es notwendig, gegenwartsnahe Unterlagen über die 
Bedeutung und den strukturellen Aufbau der Ver- 
teilungswirtschaft, die sich in besonders hohem 
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Maße aus mittelständischen Unternehmen zusam- 
mensetzt, zu schaffen, um sowohl den obersten 
Bundes- und Landesbehörden als auch der beteilig- 
ten Wirtschaft und der Wirtschaftsforschung die | 
dringend benötigte Unterrichtung zu ermöglichen. 

Diese Unterrichtung kann nur mit Hilfe einer ein- 
maligen Gesamterhebung aller Unternehmen des 
Handels und des Gaststättengewerbes gewonnen 
werden, wie sie der vorliegende Gesetzentwurf vor- 
sieht, da für repräsentative Erhebungen über die 
Struktur dieses Wirtschaftsbereichs die notwendige 
Ausgangsgrundlage fehlt. Dem Gesetzentwurf zu- 
folge wird die bei allen Unternehmen durchzufüh- 
rende Hauptzählung (Totalzählung) im Gesamtbe- 
reich der Verteilungswirtschaft (§ 1 Nr. 1) mit einer | 
noch tiefer eindringenden repräsentativen Ergän- i 
Zungserhebung (§ 1 Nr. 2) verbunden, bei der ein- 
zelne statistische Merkmale aus der Hauptzählung 
weiter untergliedert und einzelne zusätzliche Merk- 
male erhoben werden, um das Gesamtbild des Auf- 
baus und der Struktur der Verteilungswirtschaft ab- 
zurunden. 

Die Handels- und Gaststättenzählung 1959 steht 
im Rahmen der von den Vereinten Nationen für 
die Zeit um 1960 empfohlenen Großzählungen 
(Volkszählungen, Arbeitsstättenzählungen), die im 
allgemeinen in etwa 10jährigen Abständen (die 
letzte Arbeitsstättenzählung hat 1950 stattgefunden) 
durchgeführt werden. Nach der Konzeption des 
Zählungswerks soll die Arbeitsstättenzählung eine 
Rahmenerhebung sein, die sich auf eine Bestands- 
aufnahme aller Arbeitsstätten beschränkt. Die aus- 
führlichere Feststellung der Strukturverhältnisse in 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen soll durch Be- 
reichszählungen erfolgen, die in ihrer Fragestellung 
auf die besonderen Verhältnisse des einzelnen Be- 
reichs abgestellt und im Interesse einer möglichst 
gleichmäßigen Auslastung der Statistischen Ämter 
über mehrere Jahre verteilt werden sollen. In glei- 
cher Weise wie die Handwerkszählung 1956 (vgl. 
Handwerkszählungsgesetz vom 12. Juni 1956 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 495) entspricht auch die auf Grund 
des vorliegenden Gesetzentwurfs vorgesehene 
Handels- und Gaststättenzählung 1959 dieser Ge- 
samtkonzeption. 

Die Zählung bedarf nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 der Anordnung durch ein Bun- | 
desgesetz. j 

I 

IL Aufbau des Gesetzes 

Das Gesetz gliedert sich in vier Abschnitte. Der 
Erste Abschnitt (§ 1) umschreibt in der bei stati- 
stischen Gesetzen üblichen Weise das gesamte 
durch dieses Gesetz angeordnete statistische Er- 
hebungsprogramm, das sich — wie bereits erwähnt 
— aus einer allgemeinen Handels- und Gaststätten- 
zählung (§ 1 Nr. 1) und aus einer repräsentativen 
Ergänzungserhebung (§ 1 Nr. 2) zusammensetzt. 

Zweiter und Dritter Abschnitt enthalten entspre- 
chend den Vorschriften in § 7 StatGes die für die 
allgemeine Zählung (Zweiter Abschnitt) und für die 
repräsentative Ergänzungserhebung (Dritter Ab- 


schnitt) notwendigen Anordnungen hinsichtlich der 
zu erfassenden statistischen Tatbestände, des Krei- 
ses der Befragten (Auskunftspflichtige) und der Er- 
hebungszeiten sowie sonstige besondere für die 
Durchführung der Zählung notwendigen Vorschrif- 
ten. 

Der Vierte Abschnitt enthält allgemeine Vorschrif- 
ten und Übergangsvorschriften (Berlin-Klausel, 
Saar-Klausel). 

Im übrigen gelten für die Zählung im Handel so- 
wie im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe die 
allgemeinen Vorschriften des Statistischen Gesetzes 
vom 3. September 1953. 


B. Besonderer Teil 

ERSTER ABSCHNITT 
siehe Allgemeiner Teil 

ZWEITER ABSCHNITT 
(Handels- und Gaststättenzählung) 

Zu § 2 

Der Zählungsstichtag für das Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbe wurde auf den 31. August 
1959 vorverlegt, da besonders in Fremdenverkehrs- 
gebieten zu dem späteren Termin schon die Saison 
beendet ist und die Zählungsergebnisse zweifel- 
haft werden müßten. 

Zu § 3 

Der § 3 zählt die zu erfassenden Grundtatbestände 
auf, die in den Fragebogen noch im einzelnen auf- 
gegliedert werden. So werden die beschäftigten 
Personen sowohl nach der Stellung im Betrieb, wie 
Inhaber, mithelfende Familienangehörige, .Ange- 
stellte, Facharbeiter usw., als auch nach Voll- und 
Teilbeschäftigten gesondert ermittelt, wobei letz- 
tere in ihrer Arbeitsleistung durch die geleisteten 
Arbeitsstunden gemessen werden. Zugleich wird 
das Alter der Beschäftigten anzugeben sein, um das 
Ausmaß der Überalterung bei den Inhabern und 
die Nachwuchsprobleme in der Verteilungswirt- 
schaft übersehen zu können. Der Umsatz enthält 
neben den Verkaufserlösen aus fertig bezogenen 
Waren auch den Wert der selbsthergestellten Wa- 
ren und der sonstigen Leistungen sowie die Ein- 
nahmen aus Provisionen. Beim Wareneingang ist 
die Art der Lieferanten gekennzeichnet. Der Waren- 
bestand und die Außenstände werden am Anfang 
und Ende des Geschäftsjahres ermittelt. Die Tat- 
bestände Nr. 2 bis Nr. 3 sind nur in DM-Werten 
anzugeben. In den verschiedenen Zweigen der 
Wirtschaftsbereiche werden je nach den besonde- 
ren Verhältnissen die Grundtatbestände in entspre- 
chender Anpassung aufgegliedert. 

Um die befragten Unternehmen und Unternehmens- 
teile (Betriebe) fachlich einordnen zu können, be- 
stimmt Absatz 2, daß die dazu notwendigen An- 
gaben, wie genaue Bezeichnung und Rechtsform des 
Unternehmens, Kennzeichnung des Wirtschafts- 
zweigs, Bezeichnung der hauptsächlich gehandelten 
Waren, wirtschaftliche Nebentätigkeiten, Vertrie- 
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benen- oder Flüchtlingseigenschaft usw. zu machen 
sind. 

Zu § 4 

In § 4 wird der Kreis der Auskunftspflichtigen fest- 
gelegt. Unternehmen des Markt- und ambulanten 
Handels (Absatz 1 Nr. 1) sollen durch die Zählung 
nur insoweit erfaßt werden, als sie sich mit dem 
Verkauf von Waren befassen. Das dem Dienst- 
leistungsbereich zuzurechnende sonstige ambulante 
Gewerbe (z. B. Schaustellungsgewerbe) unterliegt 
der Zählung nicht. Als Unternehmen des Großhan- 
dels (Absatz 1 Nr. 2) sind auch die Unternehmen des 
Ein- und Ausfuhrgroßhandels zu verstehen. Neben 
den Bereichen des Handels und des Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbes werden auch indu- 
strielle Unternehmen mit offenen an Letztverbrau- 
cher liefernden Verkaufsstellen in die Auskunfts- 
pflicht einbezogen (Absatz 2). Die Verkaufsstellen 
industrieller Unternehmen mit Lieferungen an den 
Letztverbraucher sind in einigen Handelsbereichen 
in größerer Zahl vorhanden, so daß sich ihre Ein- 
beziehung in die Zählung als notwendig erweist, 
um lückenhafte Ergebnisse zu vermeiden. Es ist 
hierbei vorgesehen, nur die Verkaufsstellen zu i 
zählen, die regelmäßig wie Einzelhandelsunterneh- 
men Waren an den Letztverbraucher abgeben. Ge- 
legentliche Verkäufe in Räumen mit Zugang für 
Letztverbraucher sollen bei der Zählung . nicht als 
Verkaufsstellen im Sinne des Zählungsgesetzes 
gelten. 

Wegen der regionalen Darstellung der Zählungs- 
ergebnisse ist Erteilung der Auskunft für jede ein- 
zelne örtlich vom Hauptunternehmen getrennte 
Zweigniederlassung vorgesehen (Absatz 3). 

Zu § 5 

Die Ermittlung der Anschriften der Auskunftspflich- 
tigen, die bei Großzählungen meist durch einen 
großen Stab von Zählern erreicht wird, bereitet für 
die Teilzählungen — wie im Falle des vorliegen- 
den Zählungswerkes — beträchtliche Schwierigkei- 
ten. Eine befriedigende Lösung bietet sich an, 
wenn die Anschriften aus den bei den Finanzämtern 
vorhandenen Karteien der Umsatzsteuerpflichtigen 
als Anschriftengrundlage für Zwecke der Zählung 
zur Verfügung gestellt werden. Da die Durchfüh- 
rung der Zählung von der Verfügbarkeit dieses 
Anschriftenmaterials abhängt, ist eine ausdrück- 
liche gesetzliche Festlegung dieser Regelung not- 
wendig. 

Die Anschriften der industriellen Unternehmen mit 
offenen Verkaufsstellen können nur auf dem Wege 
einer Umfrage im Rahmen der amtlichen Industrie- 
statistik ermittelt werden. 

DRITTER ABSCHNITT (Ergänzungserhebung) 

Zu § 6 

Die in § 3 für die Handels- und Gaststättenzählung 
aufgeführten Tatbestände sind in ihrem Umfang 


j und Inhalt darauf abgestimmt, daß sie von allen 
I Auskunftspflichtigen aus den betrieblichen und 
steuerlichen Unterlagen für die Beantwortung der 
Fragebogen entnommen werden können. Da aber 
für die gesamtwirtschaftliche Strukturanalyse der 
von der Zählung erfaßten Wirtschaftszweige dar- 
über hinausgehende Unterlagen erforderlich sind, 
ist eine Ergänzungserhebung vorgesehen, die von 
repräsentativ ausgewählten Unternehmen weitere 
Angaben verlangt. So wird im Einzelhandel der bei 
der Zählung nur summarisch erfaßte Umsatz von 
Handelsware (Nr. 1 Buchstabe a) getrennt ausge- 
wiesen nach Barumsatz, Teilzahlungsverkäufen 
und sonstigen Kreditverkäufen; ferner wird die 
Richtung des Absatzes an private Verbraucher und 
andere Abnehmer ermittelt. Für die weitere Ana- 
lyse der Betriebsstruktur dient die Ausweisung 
; nach den Einzelposten der Aktiva und Passiva 
I (Nr. 2), die ergänzende Unterlagen erbringen soll, 
wie sie für Kapitalgesellschaften der Industrie vor- 
liegen. Um die Zufälligkeiten eines Berichtsjahres 
auszuschalten, werden bei den Aufwendungen beim 
Anlagevermögen (Nr. 3) die Angaben für 2 Ge- 
schäftsjahre verlangt. Die Angaben über Aufwen- 
dungen für Lohnaufträge (Nr. 1 Buchstabe c) wer- 
den nur beim Groß- und Einzelhandel, die An- 
gaben über Heimarbeiterentgelte (Nr. 1 Buch- 
stabe c) nur beim Einzelhandel erhoben. 

Zu § 7 

Die Ergänzungserhebung wird nur bei einer Aus- 
wahl von höchstens 15 v. H. der Auskunfts- 
pflichtigen durchgeführt, um sowohl die Kosten des 
Zählungswerkes in vertretbaren Grenzen zu halten 
als auch die Vielzahl der kleinen und mittleren 
Betriebe nicht mit dem Frageprogramm zu be- 
lasten. Der Repräsentationsgrad ist mit Rücksicht 
auf brauchbare Länderergebnisse gewählt worden. 


C. Kostenberechnung 

Die voraussichtlichen Kosten (zusätzliche Ausgaben) 
der in diesem Gesetz geregelten allgemeinen Zäh- 
lung im Handel sowie im Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe (§ 1 Nr. 1) und der repräsentati- 
ven Ergänzungserhebung (§ 1 Nr, 2) werden vom 
Statistischen Bundesamt wie folgt schätzungsweise 
veranschlagt (in 1000 DM): 

insgesamt davon 

Bund: 1000 persönliche 520 sächliche 480 

Länder: 8000 persönliche 6100 sächliche 1900 

zusammen: 9000 persönliche 6620 sächliche 2380 

An Hilfskräften sind beim Bund erforderlich 

4 Zeitangestellte für jeweils 36 Monate, 

11 Zeitangestellte für jeweils 18 Monate, 

20 Zeitangestellte für jeweils 15 Monate. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. März 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 25. Februar 1959 — 6 — 60003 — 
2380/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 203. Sitzung am 20. März 1959 gemäß Artikel 76 Abs, 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung im 
Handel sowie im Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe (Handelszählungsgesetz 1959) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Kaisen 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 3 

In Absatz 1 ist die nachstehende Nr. 4 anzufügen: 

„4. die Beherbergungskapazität (nur in Beher- 
bergungsbetrieben) am Ende des Kalender- 
jahres oder Geschäftsjahres, das dem Stich- 
tag der Zählung vorausgegangen ist." 

Begründung 

Die Gewinnung statistischer Unterlagen über die 
Bettenkapazität des Beherbergungsgewerbes ist 
von Wichtigkeit, weil es sich dabei um ein zen- 
trales betriebswiirtsdiaftliches und fremdenver- 
kehrspolitisches Problem handelt. Mit der Ver- 
fügbarmachung dieser Unterlagen werden auch 
wiichtige, bisher unbekannte Ausgangszahlen 
für die laufende Statistik über den Fremdenver- 
kehr gewonnen werden. 

2. § 4 

In Absatz 1 Nr. 2 sind nach den Worten „des 
Großhandels" die Worte „und des Außen- 
handels" einzufügen. 

Begründung 

Für die Hafenstädte spielt der Außenhandel eine 
besondere Rolle. Er ist neben dem Großhandel 
ein selbständiger Handelszweig. Die Formulie- 
rung „Groß- und Außenhandel" entspricht dem 
Sprachgebrauch in Fachkreisen. 

3. § 6 

Folgende neue Nr. 4 ist anzufügen: 

„4. in Unternehmen des Außenhandels Angaben 
zum Warenlager der im Ausland gegrün- 
deten oder erworbenen, rechtlich selbstän- 
digen Unternehmen, der errichteten Zweig- 
niederlassungen und der sonstigen Beteiili- 
gungen." 

Begründung 

Im Rahmen der Befragung der Außenhandels- 
unternehmen ist die Ermittlung dieser Tatbe- 
stände für die Aussagekraft der Handeszensus- 
Ergebnisse von besonderer Bedeutung. 


4. § 7a (neu) 

Vor § 8 ist folgender neuer § 7a einzufügen: 

„§ 7a 

Der Bund erstattet den Ländern 80 vom Hun- 
dert der ihnen durch den Vollzug dieses Geset- 
zes entstehenden Aufwendungen." 

Begründung 

Das Handelszählungsgesetz 1959 ist die zweite 
der in den Jahren 1959 bis 1962 vorgesehenen 
Großzählungen im Rahmen des Zählwerks 1960. 
Die Gesamtaufwendungen dieser Großzählungen 
betragen voraussichtlich 127 Mio DM, von 
denen auf die Länder 89 . Mio DM und auf 
die Gemeinden 24 Mio DM entfallen werden. 
Diese Aufwendungen auf einem einzigen Ver- 
waltungsgebiet stellen für Länder und Gemein- 
den eine unzumutbare Mehrbelastung dar. Ihr 
Umfang wird verdeutlicht durch die Tatsache, 
daß schon zur Zeit die laufenden Ausgaben für 
die staatlichen Statistischen Ämter der Länder 
rd. 41 Mio DM betragen. Der Grundsatz, wonach 
die Länder die ihnen entstehenden Kosten von 
Bundesstatistiken zu tragen haben, kann nicht 
gelten, wenn es sich um massierte Groß- 
zählungen handelt, die die Länder und Gemein- 
den zu Ausgaben zwingen, die das Normalmaß 
weit übersteigen. In solchen Fällen ist eine Be- 
teiligung des Bundes gerechtfertigt, zumal die 
Großzählungen in besonderem Maße in seinem 
Interesse liegen. 

Nachdem der Bundesrat zu der ersten Groß- 
zählung, nämlich der Landwirtschaftszählung 
1959, die Kostenbeteiligung des Bundes mit 
80 V. H. gefordert hat, ist angesichts der Gesamt- 
aufwendungen für die Großzählungen auch bei 
dem Handelszählungsgesetz 1959 eine entspre- 
chende Kostenbeteiligung des Bundes vorzu- 
sehen. Auf die Beschlüsse des Bundesrates zum 
Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- 
und Forstwirtschaft (Landwirtschaftszählung 1959) 
betreffend Einfügung eines § 10a wird Bezug 
genommen (vgl. BT-Drucksache 687 S. 8 Nr. 3). 
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Anlage 3 


Stellungnahme der 
zur Stellungnahme 

1. Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- j 
Vorschlägen des Bundesrates zu Punkt 1 und | 
Punkt 2 zu. 

2. Die Bundesregierung eiihebt gegen die vom 
Bundesrat beschlossene Empfehlung, in § 6 des 
Gesetzentwurfs eine neue Nr. 4 anzufügen 
(Punkt 3), keine ausdrücklichen Einwendungen. 
Sie ist jedoch der Auffassung, daß die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Formulierung eine 
über das sachliche Erfordernis hinausgehende 
Ermächtigung für die Durchführung statistischer 
Erhebungen schaffen würde und daß hierdurch 
außerdem die zu erfassenden Tatbestände im 
Sinne des § 7 StatGes nicht genügend deutlich 
abgegrenzt sein würden. Sie schlägt daher vor, 
für eine in § 6 des Gesetzentwurfs etwa neu 
anzufügende Nr. 4 folgende Fassung vorzusehen: 

„4. in Unternehmen des Außenhandels 

a) Angaben über das Warenlager im In- 
land und im Ausland, 


Bundesregierung 
des Bundesrates 

b) Angaben über die im Ausland gegrün- 
deten oder erworbenen, rechtlich selb- 
ständigen Unternehmen, über die im 
Ausland errichteten Zweigniederlassun- 
gen und über die Beteiligungen an Unter- 
nehmen im Ausland.'' 

3. Der Einfügung eines neuen § 7a, wonach der 
Bund den Ländern 80 v. H. der ihnen durch den 
Vollzug des Gesetzes entstehenden Aufwen- 
dungen erstatten soll (Punkt 4), kann die Bundes- 
regierung aus zwingenden verfassungsrecht- 
lichen Gründen nicht zustimmen. Zur Begrün- 
dung wird auf die Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu dem Verlangen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes über eine Betriebs- 
zählung in der Land- und Forstwirtschaft (Land- 
wirtschaftszählung 1959), zu welchem der Bun- 
desrat die Aufnahme einer Vorschrift gleichen 
Inhalts gefordert hat — BT-Drucksache 687 — , 
hingewiesen. Die damalige Stellungnahme der 
Bundesregierung gilt in gleicher Weise auch für 
den vorliegenden Gesetzentwurf. 
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